
Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 72 vom 24.11.2021  

691 

A m t s b l a t t 
für den Landkreis Kelheim 

 
Nr. 72 vom 24.11.2021 

Verleger: Landrat des Landkreises Kelheim   Verlagsort: Kelheim   Druck: Landratsamt Kelheim 
Verantwortlich für den Inhalt: Einsender bzw. Unterzeichner der jeweiligen Bekanntmachung 

 
 

Inhaltsverzeichnis:                            Seite 
 
Landratsamt Kelheim 
 

 Wasserrecht;                  692 
Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585),  
das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901)  
geändert worden ist;  
Einleiten gesammelter Abwässer aus der Kläranlage Mainburg in die Abens  
(Vorfluter) durch das Stadt Unternehmen Mainburg 

 

 Vollzug des Infektionsschutzgesetzes          693 
Allgemeinverfügung über die Testpflicht aufgrund eines Ausbruchsgeschehens in der  
Einrichtung: Haus der Lebenshilfe, Alfons-Simonius-Straße 2, 93309 Kelheim, zur  
Bekämpfung der übertragbaren Corona-Viruserkrankung COVID-19 

 

 Vollzug des Infektionsschutzgesetzes          696 
Allgemeinverfügung über die Testpflicht aufgrund eines Ausbruchsgeschehens in der  
Einrichtung: AZURIT Seniorenheim Haus Asam, Gottfried-Gruber-Str. 1, 93352 Rohr,  
zur Bekämpfung der übertragbaren Corona-Viruserkrankung COVID-19 

 

 Vollzug des Infektionsschutzgesetzes          699 

Allgemeinverfügung über die Testpflicht aufgrund eines Ausbruchsgeschehens in der  
Einrichtung: Altenheim Neustadt, St. Josef-Platz 1, 93333 Neustadt a.d. Donau, zur  
Bekämpfung der übertragbaren Corona-Viruserkrankung COVID-19 

 

Markt Painten 
 

 Bekanntmachung                 702 

über die Rechtskraft und die Auslegung der Klarstellungs- und  
Ergänzungssatzung im Ortsteil Netzstall 

 

 Bekanntmachung                 703 

über die Rechtskraft und die Auslegung der Klarstellungs- und  
Ergänzungssatzung im Ortsteil Mantlach 

 

Stadt Kelheim 
 

 Öffentliche Bekanntmachung einer Allgemeinverfügung gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 2          704 

Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 

 

 



Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 72 vom 24.11.2021  

692 

Bekanntmachungen des Landratsamtes 

 
44-641-M 2 
 
Wasserrecht; 
Vollzug des Wasserhaushaltsgesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert 
worden ist;  
Einleiten gesammelter Abwässer aus der Kläranlage Mainburg in die Abens  
(Vorfluter) durch das Stadt Unternehmen Mainburg 
 

Bekanntmachung 
 
Das Landratsamt Kelheim hat mit Bescheid vom 12.11.2021, Nr. 44-641-M 2, dem Stadt Un-
ternehmen Mainburg, die gehobene wasserrechtliche Erlaubnis zum Einleiten gesammelter Ab-
wässer in die Abens erteilt. Die erlaubte Gewässerbenutzung dient der Beseitigung des in der 
Kläranlage Mainburg behandelten kommunalen Abwassers. 
 
Eine Ausfertigung des Bescheides vom 12.11.2021 (incl. Rechtsbehelfsbelehrung) und die die-
sem Bescheid zugrundeliegenden Antragsunterlagen liegen im Zeitraum vom Dienstag, den 
07.12.2021 bis zum Montag, den, 20.12.2021 beim Stadtunternehmen Mainburg, Marktplatz 1 - 
4, 84048 Mainburg (Zimmer Nr. 1.22), während der üblichen Dienststunden zur Einsicht aus. Vor 
Einsichtnahme der genannten Unterlagen soll hierfür mit Herrn Kronauer (Tel.-Nr. 08751-704-
69), bzw. mit Herrn Wimmer (Tel.-Nr. 08751-704-43) vom Bauamt telefonisch ein Termin verein-
bart werden. 
 
Der Inhalt dieser Bekanntmachung sowie der Bescheid vom 12.11.2021 (incl. Rechtsbehelfs-be-
lehrung) und die damit genehmigten Antragsunterlagen sind zusätzlich auf der Internetseite des 
Landkreises Kelheim (www.landkreis-kelheim.de) unter der Kategorie „Amt und Service“ und der 
Rubrik „Meldungen“ (https://www.landkreis-kelheim.de/amt-service/meldungen/) während des 
Auslegungszeitraumes eingestellt (gemäß Art. 27 a BayVwVfG). Maßgeblich ist jedoch nur der 
Inhalt der zur Einsicht ausgelegten Unterlagen. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass der Bescheid vom 12.11.2021 mit dem Ende der Auslegungs-
frist gegenüber den Betroffenen, die im wasserrechtlichen Verfahren nicht bekannt wurden, als 
zugestellt gilt (Art. 69 Satz 2 BayWG i. V. m. Art. 74 Abs. 4 Satz 3 BayVwVfG). 
 
Kelheim, 12.11.2021 
Landratsamt: 
 
 
 
Ferch 
Regierungsrat 
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Allgemeinverfügung des Landratsamtes Kelheim vom 24.11.2021 
Nr. 33 – 5300 – AllgV/064 

 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes 
Allgemeinverfügung über die Testpflicht aufgrund eines Ausbruchsgeschehens in 
der Einrichtung: Haus der Lebenshilfe, Alfons-Simonius-Straße 2, 93309 Kelheim, 
zur Bekämpfung der übertragbaren Corona-Viruserkrankung COVID-19 

 
Das Landratsamt Kelheim erlässt auf Grundlage des § 25 Abs. 1, 2, 3 in Verbindung mit § 16 
Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 und 8 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG), § 65 S. 1 der Zuständigkeits-
verordnung (ZustV) und Art. 3 Abs. 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) in 
der jeweils geltenden Fassung folgende 

 

A l l g e m e i n v e r f ü g u n g: 
 

1. Für alle Bewohner sowie für alle Beschäftigten der Einrichtung: Haus der Lebenshilfe, 
Alfons-Simonius-Straße 2, 93309 Kelheim wird eine molekularbiologische Testung auf 
das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 angeordnet. Diese Per-
sonen werden zu einer Reihentestung des Gesundheitsamtes Kelheim am 25.11.2021 in 
der Einrichtung Haus der Lebenshilfe, Alfons-Simonius-Straße 2, 93309 Kelheim, vorge-
laden. Die Reihentestung wird durch einen Beauftragten des Gesundheitsamtes Kelheim 
durchgeführt. 

 
2. Ausgenommen von der Pflicht in Ziffer 1 sind in der Einrichtung wohnende Personen und 

Beschäftigte, die innerhalb der zurückliegenden zehn Tage bereits positiv auf das Corona-
virus SARS-CoV-2 getestet wurden und sich aufgrund dessen in häuslicher Quarantäne 
befinden.  

 
3. Wenn die von Maßnahmen nach dieser Allgemeinverfügung betroffenen Personen ge-

schäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, ist die Erfüllung der in Ziffer 
1 genannten Verpflichtung von demjenigen sicherzustellen, dem die Sorge für die Person 
zusteht. 

 
4. Diese Allgemeinverfügung tritt mit Wirkung vom 25.11.2021, 00:00 Uhr, in Kraft und mit 

Ablauf des 27.11.2021, 24:00 Uhr, außer Kraft. 
 

5. Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei. 
 

 
Gründe: 

 
I. 

 
Nach Erkenntnissen des Gesundheitsamtes Kelheim wurden mehrere Personen in der Einrich-
tung Haus der Lebenshilfe, Alfons-Simonius-Straße 2, 93309 Kelheim untergebrachte Personen 
positiv auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getestet, weshalb eine Verlaufstestung nach der Rei-
hentestung am 25.11.2021 notwendig ist. Die entsprechenden Befunde liegen dem Gesundheits-
amt Kelheim vor. Die Infizierten sowie deren enge Kontaktpersonen gemäß Definition des Robert-
Koch-Instituts befinden sich bereits in häuslicher Isolation. Das Landratsamt Kelheim benötigt die 
Testergebnisse aller in Ziffer 1 genannten Personen, um Infektionsketten lückenlos nachvollzie-
hen und bei Bedarf geeignete weitere Schutzmaßnahmen ergreifen zu können. Dies betrifft ins-
besondere die häusliche Isolation weiterer Infizierter und Kontaktpersonen. 
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II. 
 
Das Landratsamt Kelheim ist für Anordnungen gemäß § 25 Abs. 1, 2, 3 in Verbindung mit § 16 
Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 und 8 IfSG, § 65 S. 1 ZustV und Art. 3 Abs. 1 BayVwVfG sachlich und 
örtlich zuständig. 
 
Die Anordnung ergeht in Form einer Allgemeinverfügung, weil die Regelung eine Mehrzahl von 
Einzelfällen im Personenkreis von Beschäftigten und Bewohnern der Einrichtung Haus der Le-
benshilfe, Alfons-Simonius-Straße 2, 93309 Kelheim betrifft. 
 
Rechtsgrundlage der in dieser Allgemeinverfügung getroffenen Anordnungen ist § 25 Abs. 1, 2, 
3 in Verbindung mit § 16 Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 IfSG. 
 
Ergibt sich oder ist anzunehmen, dass jemand krank, krankheitsverdächtig, ansteckungsverdäch-
tig oder Ausscheider ist, so stellt das zuständige Gesundheitsamt die erforderlichen Ermittlungen 
an, insbesondere über Art, Ursache, Ansteckungsquelle und Ausbreitung der Krankheit, § 25 Abs. 
1 IfSG. Nach § 25 Abs. 3 S. 1 IfSG können die in § 25 Abs. 1 IfSG genannten Personen durch 
das zuständige Gesundheitsamt vorgeladen und verpflichtet werden, Untersuchungen und Ent-
nahmen von Untersuchungsmaterial an sich vornehmen zu lassen. Soweit hiervon Personen be-
troffen sind, die geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, ist die Erfüllung 
entsprechender Verpflichtungen von demjenigen sicherzustellen, dem die Sorge für die Person 
zusteht, § 25 Abs. 2 S. 1 i.V.m. § 16 Abs. 5 IfSG. 
 
Regelungsgehalt der Allgemeinverfügung sind Maßnahmen zur Ermittlung von Infektionen mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne von § 2 Nr. 1 IfSG, der die übertragbare Corona-Viruserkrankung COVID-19 hervorruft, § 
2 Nr. 3 IfSG.  
 
Bei mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Personen handelt es sich um Kranke, § 2 Nr. 4 
IfSG, oder Ausscheider, § 2 Nr. 6 IfSG, bei engen Kontaktpersonen um Ansteckungsverdächtige 
im Sinne von § 2 Nr. 7 IfSG. 
 
Aufgrund der besonderen Gefahr, die von dem Coronavirus SARS-CoV-2 wegen seiner hohen 
Übertragbarkeit und der häufig schweren, teils tödlichen Krankheitsverläufe für die öffentliche 
Gesundheit ausgeht, sind an die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckung geringe Anforderungen zu 
stellen. Das vorliegend innerhalb der Einrichtung für Dritte entstehende Übertragungsrisiko auf-
grund der Nähe zu infizierten Personen reicht daher zur Begründung der in dieser Allgemeinver-
fügung getroffenen Anordnungen aus. 
 
Die Anordnungen nach dieser Allgemeinverfügung ergehen in pflichtgemäßem Ermessen und 
stellen nach Abwägung aller widerstreitenden Interessen geeignete, notwendige und angemes-
sene Ermittlungsmaßnahmen in Bezug auf die örtliche Verbreitung der Corona-Viruserkrankung 
dar. Bei Abwägung der subjektiven Interessen der Betroffenen, insbesondere deren körperlicher 
Unversehrtheit und allgemeiner Handlungsfreiheit, mit den Interessen der Infektionsprävention (§ 
1 Abs. 1 IfSG), überwiegt das öffentliche Interesse an den vorliegend getroffenen Anordnungen. 
Nach wie vor breitet sich der Krankheitserreger SARS-CoV-2 weltweit mit hoher Geschwindigkeit 
aus und führt bei einem beachtlichen Teil der Erkrankten zu schweren Krankheitsverläufen, die 
Klinikaufenthalte und zum Teil sogar Intensivbehandlungen erforderlich machen. Vorliegend ist 
im Besonderen zu berücksichtigen, dass die Bewohner der betroffenen Einrichtung aufgrund et-
waiger Immunschwächen einer Personengruppe mit gesteigertem Risiko für schwere Krankheits-
verläufe angehören. Eine konsequente Eindämmung der Corona-Viruserkrankung ist daher ge-
rade in derartigen Einrichtungen besonders wichtig. Aber auch im Allgemeininteresse muss eine 
unkontrollierte Ausbreitung der Corona-Viruserkrankung verhindert werden, um die Leistungsfä-
higkeit des öffentlichen Gesundheitssystems durch eine Häufung stationäre Behandlungsbedarfe 
nicht zu überfordern.  
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Molekularbiologische Testungen auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 stellen ver-
gleichsweise geringe und kurzeitige Eingriffe in die Rechte der Betroffenen dar und sind daher 
vor diesem Hintergrund hinzunehmen. 
 
Nach Art. 41 Abs. 4 S. 3 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekannt-
gabe zwei Wochen nach ortsüblicher Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die mit der vorlie-
genden Allgemeinverfügung getroffenen Anordnungen sind dringlich. Um eine weitere Verbrei-
tung der Corona-Viruserkrankung in der betroffenen Einrichtung und im sonstigen Umfeld von 
Bewohnern und Beschäftigten zu verhindern, wurde von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, ge-
mäß Art. 41 Abs. 4 S. 4 BayVwVfG ein früheres Bekanntgabedatum zu bestimmen (Ziffer 4).  
 

Hinweise: 
 
Die Maßnahmen sind gemäß §§ 25 Abs. 2 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes sofort voll-
ziehbar. 
 
Weitergehende Regelungen oder sonstige Vorschriften werden von dieser Allgemeinverfügung 
nicht berührt und sind zu beachten. Hierzu zählen insbesondere infektionsschutzrechtliche Allge-
meinverfügungen und Verordnungen des Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit und 
Pflege in ihrer jeweils aktuellen Fassung. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den bei dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen1 Form. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sol-
len angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
1Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).  
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
 
Kelheim, 24.11.2021 
Landratsamt 
 
 
gez. 
Welnhofer 
Regierungsrat 
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Allgemeinverfügung des Landratsamtes Kelheim vom 24.11.2021 
Nr. 33 – 5300 – AllgV/065 

 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes 
Allgemeinverfügung über die Testpflicht aufgrund eines Ausbruchsgeschehens in 
der Einrichtung: AZURIT Seniorenheim Haus Asam, Gottfried-Gruber-Str. 1, 93352 
Rohr, zur Bekämpfung der übertragbaren Corona-Viruserkrankung COVID-19 

 
Das Landratsamt Kelheim erlässt auf Grundlage des § 25 Abs. 1, 2, 3 in Verbindung mit § 16 
Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 und 8 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG), § 65 S. 1 der Zuständigkeits-
verordnung (ZustV) und Art. 3 Abs. 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) in 
der jeweils geltenden Fassung folgende 

 
A l l g e m e i n v e r f ü g u n g: 

 
 

1. Für alle Bewohner sowie für alle Beschäftigten der Einrichtung AZURIT Seniorenheim 
Haus Asam, Gottfried-Gruber-Str. 1, 93352 Rohr, wird eine molekularbiologische Testung 
auf das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 angeordnet. Diese 
Personen werden zu einer Reihentestung des Gesundheitsamtes Kelheim am 25.11.2021 
in der Einrichtung AZURIT Seniorenheim Haus Asam, Gottfried-Gruber-Str. 1, 93352 
Rohr, vorgeladen. Die Reihentestung wird durch einen Beauftragten des Gesundheitsam-
tes Kelheim in Abstimmung mit der Regierung von Niederbayern durchgeführt. 

 
2. Ausgenommen von der Pflicht in Ziffer 1 sind in der Einrichtung wohnende Personen und 

Beschäftigte, die innerhalb der zurückliegenden zehn Tage bereits positiv auf das Corona-
virus SARS-CoV-2 getestet wurden und sich aufgrund dessen in häuslicher Quarantäne 
befinden.  

 
3. Wenn die von Maßnahmen nach dieser Allgemeinverfügung betroffenen Personen ge-

schäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, ist die Erfüllung der in Ziffer 
1 genannten Verpflichtung von demjenigen sicherzustellen, dem die Sorge für die Person 
zusteht. 

 
4. Diese Allgemeinverfügung tritt mit Wirkung vom 25.11.2021, 00:00 Uhr, in Kraft und mit 

Ablauf des 27.11.2021, 24:00 Uhr, außer Kraft. 
 

5. Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei. 

 
 

Gründe: 
 

I. 
 
Nach Erkenntnissen des Gesundheitsamtes Kelheim wurden mehrere Personen in der Einrich-
tung AZURIT Seniorenheim Haus Asam, Gottfried-Gruber-Str. 1, 93352 Rohr untergebrachte 
Personen positiv auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getestet, weshalb eine Verlaufstestung nach 
der Reihentestung am 25.11.2021 notwendig ist. Die entsprechenden Befunde liegen dem Ge-
sundheitsamt Kelheim vor. Die Infizierten sowie deren enge Kontaktpersonen gemäß Definition 
des Robert-Koch-Instituts befinden sich bereits in häuslicher Isolation. Das Landratsamt Kelheim 
benötigt die Testergebnisse aller in Ziffer 1 genannten Personen, um Infektionsketten lückenlos 
nachvollziehen und bei Bedarf geeignete weitere Schutzmaßnahmen ergreifen zu können. Dies 
betrifft insbesondere die häusliche Isolation weiterer Infizierter und Kontaktpersonen. 



Amtsblatt für den Landkreis Kelheim – Nr. 72 vom 24.11.2021  

697 

II. 
 
Das Landratsamt Kelheim ist für Anordnungen gemäß § 25 Abs. 1, 2, 3 in Verbindung mit § 16 
Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 und 8 IfSG, § 65 S. 1 ZustV und Art. 3 Abs. 1 BayVwVfG sachlich und 
örtlich zuständig. 
 
Die Anordnung ergeht in Form einer Allgemeinverfügung, weil die Regelung eine Mehrzahl von 
Einzelfällen im Personenkreis von Beschäftigten und Bewohnern der Einrichtung AZURIT Senio-
renheim Haus Asam, Gottfried-Gruber-Str. 1, 93352 Rohr betrifft. 
 
Rechtsgrundlage der in dieser Allgemeinverfügung getroffenen Anordnungen ist § 25 Abs. 1, 2, 
3 in Verbindung mit § 16 Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 IfSG. 
 
Ergibt sich oder ist anzunehmen, dass jemand krank, krankheitsverdächtig, ansteckungsverdäch-
tig oder Ausscheider ist, so stellt das zuständige Gesundheitsamt die erforderlichen Ermittlungen 
an, insbesondere über Art, Ursache, Ansteckungsquelle und Ausbreitung der Krankheit, § 25 Abs. 
1 IfSG. Nach § 25 Abs. 3 S. 1 IfSG können die in § 25 Abs. 1 IfSG genannten Personen durch 
das zuständige Gesundheitsamt vorgeladen und verpflichtet werden, Untersuchungen und Ent-
nahmen von Untersuchungsmaterial an sich vornehmen zu lassen. Soweit hiervon Personen be-
troffen sind, die geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, ist die Erfüllung 
entsprechender Verpflichtungen von demjenigen sicherzustellen, dem die Sorge für die Person 
zusteht, § 25 Abs. 2 S. 1 i.V.m. § 16 Abs. 5 IfSG. 
 
Regelungsgehalt der Allgemeinverfügung sind Maßnahmen zur Ermittlung von Infektionen mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne von § 2 Nr. 1 IfSG, der die übertragbare Corona-Viruserkrankung COVID-19 hervorruft, § 
2 Nr. 3 IfSG.  
 
Bei mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Personen handelt es sich um Kranke, § 2 Nr. 4 
IfSG, oder Ausscheider, § 2 Nr. 6 IfSG, bei engen Kontaktpersonen um Ansteckungsverdächtige 
im Sinne von § 2 Nr. 7 IfSG. 
 
Aufgrund der besonderen Gefahr, die von dem Coronavirus SARS-CoV-2 wegen seiner hohen 
Übertragbarkeit und der häufig schweren, teils tödlichen Krankheitsverläufe für die öffentliche 
Gesundheit ausgeht, sind an die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckung geringe Anforderungen zu 
stellen. Das vorliegend innerhalb der Einrichtung für Dritte entstehende Übertragungsrisiko auf-
grund der Nähe zu infizierten Personen reicht daher zur Begründung der in dieser Allgemeinver-
fügung getroffenen Anordnungen aus. 
 
Die Anordnungen nach dieser Allgemeinverfügung ergehen in pflichtgemäßem Ermessen und 
stellen nach Abwägung aller widerstreitenden Interessen geeignete, notwendige und angemes-
sene Ermittlungsmaßnahmen in Bezug auf die örtliche Verbreitung der Corona-Viruserkrankung 
dar. Bei Abwägung der subjektiven Interessen der Betroffenen, insbesondere deren körperlicher 
Unversehrtheit und allgemeiner Handlungsfreiheit, mit den Interessen der Infektionsprävention (§ 
1 Abs. 1 IfSG), überwiegt das öffentliche Interesse an den vorliegend getroffenen Anordnungen. 
Nach wie vor breitet sich der Krankheitserreger SARS-CoV-2 weltweit mit hoher Geschwindigkeit 
aus und führt bei einem beachtlichen Teil der Erkrankten zu schweren Krankheitsverläufen, die 
Klinikaufenthalte und zum Teil sogar Intensivbehandlungen erforderlich machen. Vorliegend ist 
im Besonderen zu berücksichtigen, dass die Bewohner der betroffenen Einrichtung aufgrund vor-
gerückten Alters und etwaiger damit in Zusammenhang stehender Immunschwächen einer Per-
sonengruppe mit gesteigertem Risiko für schwere Krankheitsverläufe angehören. Eine konse-
quente Eindämmung der Corona-Viruserkrankung ist daher gerade in derartigen Einrichtungen 
besonders wichtig.  
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Aber auch im Allgemeininteresse muss eine unkontrollierte Ausbreitung der Corona-Viruserkran-
kung verhindert werden, um die Leistungsfähigkeit des öffentlichen Gesundheitssystems durch 
eine Häufung stationäre Behandlungsbedarfe nicht zu überfordern. Molekularbiologische Testun-
gen auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 stellen vergleichsweise geringe und 
kurzeitige Eingriffe in die Rechte der Betroffenen dar und sind daher vor diesem Hintergrund 
hinzunehmen. 
 
Nach Art. 41 Abs. 4 S. 3 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekannt-
gabe zwei Wochen nach ortsüblicher Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die mit der vorlie-
genden Allgemeinverfügung getroffenen Anordnungen sind dringlich. Um eine weitere Verbrei-
tung der Corona-Viruserkrankung in der betroffenen Einrichtung und im sonstigen Umfeld von 
Bewohnern und Beschäftigten zu verhindern, wurde von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, ge-
mäß Art. 41 Abs. 4 S. 4 BayVwVfG ein früheres Bekanntgabedatum zu bestimmen (Ziffer 4).  
 

Hinweise: 
 
Die Maßnahmen sind gemäß §§ 25 Abs. 2 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes sofort voll-
ziehbar. 
 
Weitergehende Regelungen oder sonstige Vorschriften werden von dieser Allgemeinverfügung 
nicht berührt und sind zu beachten. Hierzu zählen insbesondere infektionsschutzrechtliche Allge-
meinverfügungen und Verordnungen des Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit und 
Pflege in ihrer jeweils aktuellen Fassung. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den bei dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen1 Form. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sol-
len angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
1Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).  
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
Kelheim, 24.11.2021 
Landratsamt 
 
 
gez. 
Welnhofer 
Regierungsrat 
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Allgemeinverfügung des Landratsamtes Kelheim vom 24.11.2021 
Nr. 33 – 5300 – AllgV/066 

 

Vollzug des Infektionsschutzgesetzes 
Allgemeinverfügung über die Testpflicht aufgrund eines Ausbruchsgeschehens in 
der Einrichtung: Altenheim Neustadt, St. Josef-Platz 1, 93333 Neustadt a.d. Donau, 
zur Bekämpfung der übertragbaren Corona-Viruserkrankung COVID-19 

 
Das Landratsamt Kelheim erlässt auf Grundlage des § 25 Abs. 1, 2, 3 in Verbindung mit § 16 
Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 und 8 des Infektionsschutzgesetzes (IfSG), § 65 S. 1 der Zuständigkeits-
verordnung (ZustV) und Art. 3 Abs. 1 Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) in 
der jeweils geltenden Fassung folgende 

 
A l l g e m e i n v e r f ü g u n g: 

 
1. Für alle Bewohner sowie für alle Beschäftigten der Einrichtung Altenheim Neustadt, St. 

Josef-Platz 1, 93333 Neustadt a.d. Donau, wird eine molekularbiologische Testung auf 
das Vorliegen einer Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 angeordnet. Diese Per-
sonen werden zu einer Reihentestung des Gesundheitsamtes Kelheim am 25.11.2021 in 
der Einrichtung Altenheim Neustadt, St. Josef-Platz 1, 93333 Neustadt a.d. Donau, vor-
geladen. Die Reihentestung wird durch einen Beauftragten des Gesundheitsamtes Kel-
heim in Abstimmung mit der Regierung von Niederbayern durchgeführt. 

 
2. Ausgenommen von der Pflicht in Ziffer 1 sind in der Einrichtung wohnende Personen und 

Beschäftigte, die innerhalb der zurückliegenden zehn Tage bereits positiv auf das Corona-
virus SARS-CoV-2 getestet wurden und sich aufgrund dessen in häuslicher Quarantäne 
befinden.  

 
3. Wenn die von Maßnahmen nach dieser Allgemeinverfügung betroffenen Personen ge-

schäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, ist die Erfüllung der in Ziffer 
1 genannten Verpflichtung von demjenigen sicherzustellen, dem die Sorge für die Person 
zusteht. 

 
4. Diese Allgemeinverfügung tritt mit Wirkung vom 25.11.2021, 00:00 Uhr, in Kraft und mit 

Ablauf des 27.11.2021, 24:00 Uhr, außer Kraft. 
 

5. Diese Allgemeinverfügung ergeht kostenfrei. 

 
 

Gründe: 
 

I. 
 
Nach Erkenntnissen des Gesundheitsamtes Kelheim wurden mehrere Personen in der Einrich-
tung Altenheim Neustadt, St. Josef-Platz 1, 93333 Neustadt a.d. Donau untergebrachte Personen 
positiv auf das Coronavirus SARS-CoV-2 getestet. Eine PCR-Bestätigungsdiagnostik steht zum 
Teil noch aus, weshalb eine Verlaufstestung nach der Reihentestung am 25.11.2021 notwendig 
ist. Die entsprechenden Befunde liegen dem Gesundheitsamt Kelheim vor. Die Infizierten sowie 
deren enge Kontaktpersonen gemäß Definition des Robert-Koch-Instituts befinden sich bereits in 
häuslicher Isolation. Das Landratsamt Kelheim benötigt die Testergebnisse aller in Ziffer 1 ge-
nannten Personen, um Infektionsketten lückenlos nachvollziehen und bei Bedarf geeignete wei-
tere Schutzmaßnahmen ergreifen zu können. Dies betrifft insbesondere die häusliche Isolation 
weiterer Infizierter und Kontaktpersonen. 
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II. 
 
Das Landratsamt Kelheim ist für Anordnungen gemäß § 25 Abs. 1, 2, 3 in Verbindung mit § 16 
Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 und 8 IfSG, § 65 S. 1 ZustV und Art. 3 Abs. 1 BayVwVfG sachlich und 
örtlich zuständig. 
 
Die Anordnung ergeht in Form einer Allgemeinverfügung, weil die Regelung eine Mehrzahl von 
Einzelfällen im Personenkreis von Beschäftigten und Bewohnern der Einrichtung Altenheim Neu-
stadt, St. Josef-Platz 1, 93333 Neustadt a.d. Donau betrifft. 
 
Rechtsgrundlage der in dieser Allgemeinverfügung getroffenen Anordnungen ist § 25 Abs. 1, 2, 
3 in Verbindung mit § 16 Abs. 1 S. 2, Abs. 2, 3, 5 IfSG. 
 
Ergibt sich oder ist anzunehmen, dass jemand krank, krankheitsverdächtig, ansteckungsverdäch-
tig oder Ausscheider ist, so stellt das zuständige Gesundheitsamt die erforderlichen Ermittlungen 
an, insbesondere über Art, Ursache, Ansteckungsquelle und Ausbreitung der Krankheit, § 25 Abs. 
1 IfSG. Nach § 25 Abs. 3 S. 1 IfSG können die in § 25 Abs. 1 IfSG genannten Personen durch 
das zuständige Gesundheitsamt vorgeladen und verpflichtet werden, Untersuchungen und Ent-
nahmen von Untersuchungsmaterial an sich vornehmen zu lassen. Soweit hiervon Personen be-
troffen sind, die geschäftsunfähig oder in der Geschäftsfähigkeit beschränkt sind, ist die Erfüllung 
entsprechender Verpflichtungen von demjenigen sicherzustellen, dem die Sorge für die Person 
zusteht, § 25 Abs. 2 S. 1 i.V.m. § 16 Abs. 5 IfSG. 
 
Regelungsgehalt der Allgemeinverfügung sind Maßnahmen zur Ermittlung von Infektionen mit 
dem Coronavirus SARS-CoV-2. Bei SARS-CoV-2 handelt es sich um einen Krankheitserreger im 
Sinne von § 2 Nr. 1 IfSG, der die übertragbare Corona-Viruserkrankung COVID-19 hervorruft, § 
2 Nr. 3 IfSG.  
 
Bei mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 infizierten Personen handelt es sich um Kranke, § 2 Nr. 4 
IfSG, oder Ausscheider, § 2 Nr. 6 IfSG, bei engen Kontaktpersonen um Ansteckungsverdächtige 
im Sinne von § 2 Nr. 7 IfSG. 
 
Aufgrund der besonderen Gefahr, die von dem Coronavirus SARS-CoV-2 wegen seiner hohen 
Übertragbarkeit und der häufig schweren, teils tödlichen Krankheitsverläufe für die öffentliche 
Gesundheit ausgeht, sind an die Wahrscheinlichkeit einer Ansteckung geringe Anforderungen zu 
stellen. Das vorliegend innerhalb der Einrichtung für Dritte entstehende Übertragungsrisiko auf-
grund der Nähe zu infizierten Personen reicht daher zur Begründung der in dieser Allgemeinver-
fügung getroffenen Anordnungen aus. 
 
Die Anordnungen nach dieser Allgemeinverfügung ergehen in pflichtgemäßem Ermessen und 
stellen nach Abwägung aller widerstreitenden Interessen geeignete, notwendige und angemes-
sene Ermittlungsmaßnahmen in Bezug auf die örtliche Verbreitung der Corona-Viruserkrankung 
dar. Bei Abwägung der subjektiven Interessen der Betroffenen, insbesondere deren körperlicher 
Unversehrtheit und allgemeiner Handlungsfreiheit, mit den Interessen der Infektionsprävention (§ 
1 Abs. 1 IfSG), überwiegt das öffentliche Interesse an den vorliegend getroffenen Anordnungen. 
Nach wie vor breitet sich der Krankheitserreger SARS-CoV-2 weltweit mit hoher Geschwindigkeit 
aus und führt bei einem beachtlichen Teil der Erkrankten zu schweren Krankheitsverläufen, die 
Klinikaufenthalte und zum Teil sogar Intensivbehandlungen erforderlich machen. Vorliegend ist 
im Besonderen zu berücksichtigen, dass die Bewohner der betroffenen Einrichtung aufgrund vor-
gerückten Alters und etwaiger damit in Zusammenhang stehender Immunschwächen einer Per-
sonengruppe mit gesteigertem Risiko für schwere Krankheitsverläufe angehören. Eine konse-
quente Eindämmung der Corona-Viruserkrankung ist daher gerade in derartigen Einrichtungen 
besonders wichtig.  
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Aber auch im Allgemeininteresse muss eine unkontrollierte Ausbreitung der Corona-Viruserkran-
kung verhindert werden, um die Leistungsfähigkeit des öffentlichen Gesundheitssystems durch 
eine Häufung stationäre Behandlungsbedarfe nicht zu überfordern. Molekularbiologische Testun-
gen auf eine Infektion mit dem Coronavirus SARS-CoV-2 stellen vergleichsweise geringe und 
kurzeitige Eingriffe in die Rechte der Betroffenen dar und sind daher vor diesem Hintergrund 
hinzunehmen. 
 
Nach Art. 41 Abs. 4 S. 3 BayVwVfG gilt ein schriftlicher Verwaltungsakt bei öffentlicher Bekannt-
gabe zwei Wochen nach ortsüblicher Bekanntmachung als bekannt gegeben. Die mit der vorlie-
genden Allgemeinverfügung getroffenen Anordnungen sind dringlich. Um eine weitere Verbrei-
tung der Corona-Viruserkrankung in der betroffenen Einrichtung und im sonstigen Umfeld von 
Bewohnern und Beschäftigten zu verhindern, wurde von der Möglichkeit Gebrauch gemacht, ge-
mäß Art. 41 Abs. 4 S. 4 BayVwVfG ein früheres Bekanntgabedatum zu bestimmen (Ziffer 4).  
 

Hinweise: 
 
Die Maßnahmen sind gemäß §§ 25 Abs. 2 i. V. m. § 16 Abs. 8 IfSG kraft Gesetzes sofort voll-
ziehbar. 
 
Weitergehende Regelungen oder sonstige Vorschriften werden von dieser Allgemeinverfügung 
nicht berührt und sind zu beachten. Hierzu zählen insbesondere infektionsschutzrechtliche Allge-
meinverfügungen und Verordnungen des Bayerischen Staatsministeriums für Gesundheit und 
Pflege in ihrer jeweils aktuellen Fassung. 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage erhoben wer-
den bei dem  
 

Bayerischen Verwaltungsgericht Regensburg in 93047 Regensburg, 
Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 93014 Regensburg, 

Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, 
 
schriftlich, zur Niederschrift oder elektronisch in einer für den Schriftformersatz zugelassenen1 Form. 
 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand des Klagebegehrens bezeichnen und 
soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und Beweismittel sol-
len angegeben, der angefochtene Bescheid soll in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen 
Schriftsätzen sollen bei schriftlicher Einreichung oder Einreichung zur Niederschrift Abschriften für die üb-
rigen Beteiligten beigefügt werden. 

 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 

 
1Die Einlegung eines Rechtsbehelfs per einfacher E-Mail ist nicht zugelassen und entfaltet keine rechtli-
chen Wirkungen! Nähere Informationen zur elektronischen Einlegung von Rechtsbehelfen entnehmen Sie 
bitte der Internetpräsenz der Bayerischen Verwaltungsgerichtsbarkeit (www.vgh.bayern.de).  
 
Kraft Bundesrechts wird in Prozessverfahren vor den Verwaltungsgerichten infolge der Klageerhebung 
eine Verfahrensgebühr fällig. 

 
Kelheim, 24.11.2021 
Landratsamt 
 
 
gez. 
Welnhofer 
Regierungsrat 
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Bekanntmachungen der Städte und Gemeinden 

 
B e k a n n t m a c h u n g  
über die Rechtskraft und die Auslegung der Klarstellungs- und  
Ergänzungssatzung im Ortsteil Netzstall 
 
I. Der Marktgemeinderat Painten hat am 9. November 2021 die Klarstellungs- und Ergänzungs-
satzung im Ortsteil Netzstall gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Gemäß § 10 
Abs. 3 des Baugesetzbuches (BauGB) bedarf die Satzung keiner Genehmigung.  
 
II. Die Klarstellungs-und Ergänzungssatzung in der Fassung vom 09.11.2021 liegt samt Begrün-
dung in der Fassung vom 09.11.2021 ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Rathaus 
in Painten, Marktplatz 24, 93351 Painten während der allgemeinen Dienststunden öffentlich aus 
und kann dort eingesehen werden.  
Nach § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB tritt die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung mit dieser 
Bekanntmachung in Kraft.  
 
III. Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Form-
vorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB 
wird hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach 
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten  
     Verfahrens- und Formvorschriften, 
2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften  
     über das Verhältnis der Klarstellungs-und Ergänzungssatzung und des Flächennutzungspla-
nes und 
3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Klarstellungs- und Ergänzungssat-
zung schriftlich gegenüber dem Markt Painten geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, 
der die Verletzung oder die Mängel begründen soll, ist darzulegen. 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hingewie-
sen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in 
dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
 
Painten, den 12.11.2021     
 
Markt Painten: 
Raßhofer, 1. Bürgermeister 
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B e k a n n t m a c h u n g  
über die Rechtskraft und die Auslegung der Klarstellungs- und  
Ergänzungssatzung im Ortsteil Mantlach 
 
 
I. Der Marktgemeinderat Painten hat am 8. Juni 2021 die Klarstellungs- und Ergänzungssat-
zung im Ortsteil Mantlach gem. § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen. Gemäß § 10 Abs. 
3 des Baugesetzbuches (BauGB) bedarf die Satzung keiner Genehmigung.  
 
II. Die Klarstellungs-und Ergänzungssatzung in der Fassung vom 08.06.2021 liegt samt Begrün-
dung in der Fassung vom 08.06.2021 und Befreiung von § 3 Abs. 1 Ziffer 5.4 der Wasser-
schutzgebietsverordnung ab Veröffentlichung dieser Bekanntmachung im Rathaus in Painten, 
Marktplatz 24, 93351 Painten während der allgemeinen Dienststunden öffentlich aus und kann 
dort eingesehen werden.  
Nach § 10 Abs. 3 Satz 4 BauGB tritt die Klarstellungs- und Ergänzungssatzung mit dieser 
Bekanntmachung in Kraft.  
 
III. Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 
BauGB wird hingewiesen. Unbeachtlich werden demnach 
1.  eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichne-

ten Verfahrens- und Formvorschriften, 
2.  eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschrif-

ten über das Verhältnis der Klarstellungs-und Ergänzungssatzung und des Flächennutzungs-
planes und 

3.  nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, 
wenn nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung der Klarstellungs- und Ergänzungssat-
zung schriftlich gegenüber dem Markt Painten geltend gemacht worden sind. Der Sachverhalt, 
der die Verletzung oder die Mängel begründen soll, ist darzulegen. 
Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB hinge-
wiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB einge-
tretene Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbei-
geführt wird. 
 
 
Painten, den 12.11.2021 
 
Markt Painten: 
Raßhofer, 1. Bürgermeister 
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Öffentliche Bekanntmachung einer Allgemeinverfügung gemäß Art. 41 Abs. 3 Satz 2 
Bayerisches Verwaltungsverfahrensgesetz 
Die Stadt Kelheim hat mit Bescheid vom 22.11.2021 (Az. 5.1-ro.) folgende Allgemeinverfü-
gung erlassen: 

 
1. Die Stadt Kelheim erlässt hiermit ein  

 
Allgemeines Abbrennverbot  

für pyrotechnische Gegenstände der Klasse II  
 

auf dem Gelände der Befreiungshalle und des Verwaltungsgebäudes samt dem dazuge-
hörigen Geländeumfang während der Zeit vom 31.12.2021, 00.00 Uhr bis 01.01.2022, 
24.00 Uhr. 
 

2. Wer gegen dieses Abbrennverbot verstößt, handelt ordnungswidrig. Diese Ordnungs-
widrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000,00 Euro geahndet werden. Die Geld-
buße wird hiermit angedroht. 
 

3. Die sofortige Vollziehung der Nummer 1 wird angeordnet. 
 

4. Die Allgemeinverfügung gilt einen Tag nach der ortsüblichen Bekanntmachung als bekannt 
gegeben. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach seiner Bekanntgabe Klage bei 
dem Bayerischen Verwaltungsgericht in Regensburg, Postfachanschrift: Postfach 11 01 65, 
93014 Regensburg, Hausanschrift: Haidplatz 1, 93047 Regensburg, schriftlich oder zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts erhoben werden. 
Die Klage muss den Kläger, den Beklagten (Stadt Kelheim) und den Gegenstand des Kla-
gebegehrens bezeichnen und soll einen bestimmten Antrag enthalten. Die zur Begründung 
dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angegeben, der angefochtene Bescheid soll 
in Urschrift oder in Abschrift beigefügt werden. Der Klage und allen Schriftsätzen sollen Ab-
schriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 
 
Hinweise zur Rechtsbehelfsbelehrung: 
- Durch das Gesetz zur Änderung des Gesetzes zur Ausführung der Verwaltungsgerichts-

ordnung vom 22.06.2007 (GVBl S. 390) wurde das Widerspruchsverfahren im Bereich 
der Straßenverkehrsordnung (StVO) abgeschafft. Es besteht keine Möglichkeit, gegen 
diesen Bescheid Widerspruch einzulegen. 

- Die Klageerhebung in elektronischer Form (z. B. durch E-Mail) ist unzulässig. 
- Kraft Bundesrechts ist bei Rechtsschutzanträgen zum Verwaltungsgericht seit 01.07.2004 

grundsätzlich ein Gebührenvorschuss zu entrichten. 
 

Hinweis: 
Die Allgemeinverfügung mit Begründung kann beim Amt für Öffentliche Sicherheit und Ord-
nung der Stadt Kelheim, Ludwigsplatz 16, 93309 Kelheim, 2. OG, Zimmer 19 während der 
allgemeinen Geschäftszeiten (Montag bis Freitag: 8 Uhr bis 12 Uhr, Montag, Dienstag und 
Donnerstag: 14 Uhr bis 16 Uhr) eingesehen werden. 
 
Stadt Kelheim 

 
 
Christian Schweiger 
Erster Bürgermeister 
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